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(Ir. 2802.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27. Dezember 1846., die Einführung des bei⸗ 
geſchloſſenen Normal-Faͤhrtarifs vom 27. Mai 1829. bei den Privatfaͤh⸗ 
ren der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen betreffend. 


Au Ihren Bericht vom 14. d. M. ermaͤchtige Ich Sie hierdurch, den unter 
dem 27. Mai 1829. vollzogenen Normal- Faͤhrtarif fr die Faͤhranſtalten der 
Rheinprovinz, welcher mit Ausſchluß der erſten Klaſſe durch den Befehl vom 
10. April 1830. auf die Provinz Weſtphalen ausgedehnt worden ift, auch bei 
den Privatfaͤhren dieſer beiden Provinzen, ſoweit es ohne Beeintraͤchtigung wohl 
erworbener Rechte thunlich iſt, mit der den Verhaͤltniſſen entſprechenden Klaſſe 
der Tarifjäge einzuführen. Dabei koͤnnen jedoch, den Umſtaͤnden nach, auch 
einzelne niedrigere Satze, als die der letzten Klaſſe, angeordnet, und muͤſſen die 
Befreiungen, welche auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhen, ferner aufrecht erhal⸗ 
ten werden. Die igung der Tarife fuͤr die Privatfaͤhren kann, nachdem 
Ihre Genehmigung ertheilt iſt, von Seiten der Regierungen erfolgen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt nebſt dem Normal: Fährtarife vom 27. Mai 
1529, durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 27. Dezember 1846, 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter von Duͤesberg. 
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e 
nach welchem das Ueberfahrtsgeld bei den Faͤhranſtalten zu erhe⸗ 
ben iſt, welche ſich auf dem Rhein und den zu deſſen Stromgebiet 
gehörenden Fluͤſſen befinden. 


Auf Faͤhren der 
Es wird entrichtet fuͤr das Ueberſetzen: 


Klaſſe | Rlaffe Klaſſe | Klaſſe ö 
I. II. III. IV. 


De . +3. [934 3. [03% 


J. Von Perſonen, einſchließlich deſſen, was fie 
tragen: 
a) wenn die gewoͤhnliche Ueberfahrt abgewartet 


Perſonen, welche zu einem Fuhrwerke, oder 
als Reiter, Fuͤhrer oder Treiber zu Thieren 
gehören, wofür die Abgabe nach den Satzen 
zu II. und III. entrichtet wird, ſind frei. 

II. Von Thieren, 

a) für ein Pferd oder Mault hier. 

b) für ein Stuͤck Rindvieh oder einen Eſel. 

c) fuͤr ein Fohlen, Kalb, Schaaf, Ziege, Schwein 
oder anderes kleines Vieh, welches frei ge⸗ 
führt oder getrieben wird 

d) fuͤr Federvieh, 
ee enn 


IV. Von unverladenen Gegenſtaͤnden wird die Abgabe erhoben, welche die 
Perſonen, das Fuhrwerk und die Thiere treffen wuͤrde, wodurch ſie zur 
Faͤhrſtelle gebracht worden find, 


Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Die obigen Sätze ſind bei jedem Waſſerſtande ohne Ruͤckſicht auf deſſen 
Höhe, ſowie bei vorhandener Eisbahn, für deren gehörigen Zuſtand von 
der Hebeſtelle zu ſorgen iſt, zu entrichten. 

2) Bei Erhebung dieſer Abgabe bei Beſtrafung der Defraudationen in dem 
Verfahren gegen Angeſchuldigte, finden die Beſtimmungen der Steuer⸗ 
ordnung vom 8. Februar 1819. HH. 61. 64. 83. 84. 88. bis 93. und 95. 
Anwendung. 


Die verwirkten Strafen werden ſo verwendet, wie es bei Kontraven⸗ 
tionen gegen das Steuergeſetz vom 8. Februar 1819., vorgeſchrieben iſt. 


Befreiungen. 


1) Equipagen und Thiere, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen Hau⸗ 
ſes, imgleichen den Königlichen Geſtuͤten angehören. 

2) Kommandirte Militairs, einberufene Rekruten, Fuhrwerke und Thiere, 
welche der Armee oder Truppen auf dem Marſche angehören, Krieges— 
vorſpann und Krieges-Lieferungsfuhren. 

3) Oeffentliche Beamte und deren Fuhrwerke und Thiere bei Dienſtreiſen, 
wenn fie ſich durch Freikarten deshalb gehörig legitimiren. 

4) Transporte, die fuͤr unmittelbare Rechnung des Staats geſchehen. 

5) Ordinaire Poſten, einſchließlich der Schnellpoſten, und oͤffentliche Ku⸗ 


riere und Eſtafetten, und die von ſolchen leer zuruͤckkehrenden Geſpanne 
oder Thiere. 


6) Huͤlfsfuhren bei Feuersbruͤnſten und ähnlichen Nothſtaͤnden. 
Gegeben Potsdam, den 27. Mai 1829. 


Friedrich Wilhelm. 
von Motz. 
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(Nr. 2803.) Beſtaͤtigungsurkunde vom 29. Januar 1847., betreffend die Erhoͤhung des 
Anlagekapitals der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft durch Emiſſion 
von 600,000 Rthlr. neuer Stammaktien und Beſtaͤtigung des Nachtrags 
zum Statute dieſer Geſellſchaft. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Berlin- Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft nach Inhalt der Uns 
dcn Verhandlung der Generalverſammlung vom 28. Mai 1846. be⸗ 
ſchloſſen hat, 

1) daß die nach Unſerer Order vom 11. Oktober 1844. (Geſetzſammlung 
fuͤr 1845. S. 423.) zum Betrage von einer halben Million Thaler zu 
kreirenden Aktien, die dazu beſtimmt waren, die nach Unſerem Privile⸗ 
gium vom 13. Februar 1843. Geſetzſammlung fuͤr 1843. S. 96.) aus⸗ 
zugebende halbe Million Thaler in Prioritätsobligationen zu tilgen, zu 
dieſem Zwecke nicht verwendet, ſondern die letztgedachte Schuld fortbe⸗ 


2) daß zur Vervollſtaͤndigung des Anlagekapitals der Haupt- und der 
Zweigbahn des aus 4,224,000 Rthlr. Stammaktien und 500,000 Rthlr. 
Prioritaͤtsobligationen beſtehende Geſellſchaftskapital um 600,000 Rthlr. 


bligationen im Betrage von 500,000 Rthlr., ſowie die beantragte Erhöhung 
des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von 600,000 Rthlr. neuer Stamm- 
Aktien, unbeſchadet der den vorgedachten Obligationen zuſtehenden Rechte, hier⸗ 


Zugleich ertheilen Wir, nachdem von der Berlin-Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft in der Generalverſammlung vom 28. Mai 1846. die Abänderung 
der HH. 31. bis 39. 45. Nr. 9a, 47. 48. 49. 51. und 52. Nr. 5. ihres von 
Uns unter dem 12. Oktober 1840. beſtaͤtigten Statuts beſchloſſen worden iſt, 
den, in der anliegenden notariellen Urkunde vom 26. Juni 1846. zuſammen⸗ 
geſtellten abaͤndernden Beſtimmungen hiermit Unſere Genehmigung. 

Die gegenwartige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. 

Gegeben Berlin, den 29. Januar 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
ühden. v. Duesberg. 


Nach⸗ 


en —̃ — 


E— 


Nachtrag 


zum 


Statute der Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


§. 1. 
zu H. 31 — 39. der Statuten. Das Direktorium beſteht aus 7 Mitgliedern, 
welche ſaͤmmtlich in Stettin wohnhaft und von denen mindeſtens vier 
anweſend ſein muͤſſen, wenn ein guͤltiger Beſchluß gefaßt werden ſoll. 


$. 2. 

Jedes Mitglied des Direktoriums wird von der Generalverſamm⸗ 
lung auf 3 Jahre gewaͤhlt und ſcheidet nach Ablauf der dreijaͤhrigen 
Dienſtzeit aus. 

Die ausſcheidenden Mitglieder ſind indeſſen ſofort wieder waͤhlbar. 


$. 3. f 
Der Verwaltungsrath iſt ermächtigt, zur Sicherung der Beſchluß⸗ 
faͤhigkeit des Direktoriums, voruͤbergehend oder dauernd ausgeſchiedene 
Mitglieder deſſelben interimiſtiſch und laͤngſtens für den Zeitraum bis 


zur nächſten Generalverſammlung aus der Zahl dazu qualifizirter Aktio⸗ 
naire zu ergaͤnzen. 


3 

zu H. 37. Als Remuneration fuͤr das Direktorium wird die jaͤhrliche Summe 
von 2400 Rthlrn. feſtgeſetzt, wovon zunaͤchſt für jedes der 7 Mitglieder 
300 Rthlr., außerdem noch für den Vorſitzenden 200 Nthlr. und für 
deſſen Stellvertreter 100 Rthlr. beſtimmt ſind. 


. 8. a 
Sobald dieſer Nachtrag geſetzliche Kraft erlangt, ruͤcken von den 
vorhandenen bisherigen ftellvertretenden Mitgliedern die beiden aͤlteſten 
Mitglieder ein. Der zuletzt gewaͤhlte Stellvertreter ſcheidet aus. 


H. 6. 
zu H. 47. und 51. Der Verwaltungsrath beſteht aus 15 Mitgliedern, von 
denen mindeſtens 8 in Stettin wohnhaft und mindeſtens 8 anweſend 
ſein muͤſſen, wenn ein guͤltiger Beſchluß gefaßt werden ſoll. 


* 
zu H. 48. Jedes Mitglied des Verwaltungs-Raths wird von der General⸗ 


Verſammlung auf 3 Jahre gewaͤhlt und ſcheidet nach Ablauf der drei⸗ 
(Nr. 2803.) jaͤh⸗ 


Se 


jährigen Dienftzeit aus. Die ausſcheidenden Mitglieder find indeſſen ſo— 
fort wieder waͤhlbar. 


$. 8. 


Zur Sicherung der Beſchlußfaͤhigkeit des Verwaltungs-Raths foll, 
wenn ſeit der letzten ordentlichen General⸗-Verſammlung mehr als ein Drit- 
tel der Mitglieder ausgeſchieden ſein ſollte, dann ſofort durch eine zu⸗ 
ſammenzuberufende außerordentliche General-Verſammlung die Ergän- 
zung der ausgeſchiedenen Mitglieder bewirkt werden. 


§. 9. 

Sobald dieſer Nachtrag geſetzliche Kraft erlangt, ruͤcken von den 
vorhandenen bisherigen ftellvertretenden Mitgliedern diejenigen drei in 
die Zahl der wirklichen Mitglieder ein, welche bei ihrer Erwaͤhlung die 
größte Stimmen-Majoritat erhalten haben. Der vierte Stellvertreter 
ſcheidet gaͤnzlich aus. 


$. 10. 
zu H. 49. Auswärtige Mitglieder des Verwaltungs-Raths, welche bei ihren 


Reiſen zu den Verſammlungen die Eiſenbahn nicht benutzen konnen, er⸗ 
halten Schnellpoſtſaͤtze verguͤtigt. 


§. 11. 


zu $ 52 ad 5. Die Einladungen zu den General-Verſammlungen erlaͤßt der 
Verwaltungs-Rath. 


§. 12. 
zu H. 45 ad 3 a. Den Geſellſchafts-Vorſtaͤnden wird die Befugniß eingeräumt, 
dem Spezial-Direktor und erſten Bau-Beamten der Geſellſchaft eine 
Penſion zu bewilligen, welche die Größe des Penſionsverhaͤltniſſes der 
Magiſtrats-Mitglieder bei ihrer Nicht-Wiederwahl jedoch nicht uͤber— 
ſteigen und welche erſt bewilligt werden darf, wenn der betreffende 


Beamte bei Ablauf der erſten fuͤnfjaͤhrigen Dienſtzeit wieder gewaͤhlt 
worden iſt. 


(Fr. 2804.) 
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(Nr. 2804.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde für die Magdeburg⸗Wittenbergeſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft. Vom 31. Januar 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem unter der Benennung: 
„Magdeburg-Wittenbergeſche Eiſenbahngeſellſchaft“ 

in Magdeburg eine Aktiengeſellſchaft mit einem vorläufig auf 4,500,000 Kthlr. 
angenommenen Grundkapitale zum Bau und Betriebe einer Eiſenbahn von 
Magdeburg durch die Altmark nach Wittenberge, welche ſich bei letzterer Stadt 
an die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn anſchließen ſoll, gebildet worden iſt, wol⸗ 
len Wir zur Anlage dieſer Eiſenbahn in der Richtung von Magdeburg über 
Wolmirſtaͤdt, Stendal, Oſterburg, Seehauſen nach Wittenberge, und zwar in 
der Art, daß die Bahn nach der von Unſerm Finanzminiſter zu treffenden An⸗ 
ordnung mit den von Magdeburg nach Suͤden und Weſten hin weiter fuͤhren⸗ 
den Eiſenbahnen in unmittelbare Verbindung gebracht wird und bei Witten⸗ 
berge ſich an die Berlin-Hamburger Eiſenbahn unmittelbar anſchließt, hierdurch 
Unſere landesherrliche Zuſtimmung ertheilen. 

Zugleich wollen Wir das Statut der Eingangs gedachten Magdeburg⸗ 
Wittenbergeſchen Eiſenbahngeſellſchaft, wie ſolches auf Grund der in der Ge⸗ 
neralverfammlung vom 22. Oktober 1845. gefaßten Beſchlüͤſſe in der Anlage 

5 feſtgeſtellt worden iſt, mit der Maaßgabe: 


Zu F. 6. daß neben den hier aufgezaͤhlten Verpflichtungen die Gefell- 
ſchaft noch folgende Verbindlichkeiten uͤbernimmt: 

1) außer dem unentgeltlichen Transporte derjenigen Poſtwagen, welche 

nöthig find, um die der Poſt anvertrauten Güter zu befördern, auch die 


begleitenden Poſtkondukteure und das expedirende Poſtperſonal in jenen 
Wagen unentgeltlich zu befoͤrdern, 


2) die Elbbruͤcke bei Wittenberge gegen das ihr zu bewilligende Bruͤcken⸗ 
geld zugleich auch fuͤr 5 Fuhrwerk einzurichten, 

3) nach Maaßgabe des $. 21. der unter dem 21. Dezember 1846. von Uns 
vollzogenen Verordnung, die bei dem Bau von Eiſenbahnen und bei an⸗ 
deren öffentlichen Bauten beſchaͤftigten Handarbeiter betreffend, die noͤthi⸗ 
gen Zuſchuͤſſe zu der Krankenkaſſe für die Eiſenbahnarbeiter, im Fall der 
Unzulaͤnglichkeit der Beitraͤge der Arbeiter, zu leiſten. 

Zu H. 12. daß fernere Ratenzahlungen auf das Aktienkapital nur nach 
vorgaͤngiger Genehmigung Unſeres Finanzminiſters ausgeſchrieben werden duͤrfen. 
Zu H. 24. daß die Berufung außerordentlicher Generalperſammlungen 
auch auf den Antrag des Kommiſſarius des Staates nach vorgaͤngiger Geneh— 
migung des Finanzminiſteriums ſtattfinden muß, 
(Nr. 2904.) Zu 


„ 

Zu H. 52. daß dieſem Paragraphen folgende Faſſung zu geben: 

„Das Direktorium beſteht waͤhrend der Bauzeit aus fünf, nach been- 

digtem Bau aus zwei Mitgliedern. Die Mitglieder des Direktoriums 

muͤſſen in Magdeburg ihren Wohnſitz haben. An den Sitzungen deſſel— 

ben nehmen der Ober-Ingenieur und der Syndikus der Geſellſchaft, 

jedoch nur mit berathender Stimme Theil. Die in $$. 57. 62. 63. 64. 

und 65. enthaltenen Beſtimmungen finden, ſofern dieſelben eine groͤßere 

Zahl von Direktoren, als zwei vorausſetzen, nur waͤhrend der Bauzeit 

Anwendung“, 
hierdurch genehmigen, und dieſe Magdeburg⸗Wittenbergeſche Eiſenbahngeſellſchaft 
als eine Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. No: 
vember 1843. (Geſetzſammlung fuͤr 1843. Seite 341. ff.) hiermit beſtaͤtigen. 

Im Uebrigen beſtimmen Wir, daß, ſofern nicht in der ‚gegenwärtigen 
Urkunde oder in dem Statute andere Beſtimmungen getroffen worden, die in 
dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. 
(Geſetzſammlung für 1838. Seite 505. ff.) ergangenen allgemeinen Vorſchrif— 
ten, namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie die unter dem 21. De— 
ember 1846. von Uns vollzogene Verordnung, die bei dem Bau von Eiſen— 
—.— und bei andern Öffentlichen Bauten beſchaͤftigten Handarbeiter betreffend, 
auf die Eingangs bezeichnete Eiſenbahn Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwaͤrtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde ſoll nebſt dem 
Statute durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 


Gegeben Berlin, den 31. Januar 1847. f 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


ÜUhden. v. Duͤesberg. 


Statut 


Fe - en 


CE A TORE ar OR 


der 


Magdeburg: Wittenbergefchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtim mungen. 


§. 1. 
Bildung, Zweck, Beſtimmung und Dauer der Geſellſchaft. 
Unter der Benennung: | 
„Magdeburg-Wittenbergeſche Eiſenbahngeſellſchaft“ 


verbindet ſich eine mit Korporations- und kaufmaͤnniſchen Rechten verſehene 
Aktiengeſellſchaft zum Bau und Betriebe einer Eiſenbahn von Magdeburg 
durch die Altmark nach Wittenberge, welche ſich bei dieſer letztern Stadt an 
die Berlin-Hamburger Eiſenbahn anſchließen ſoll. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf keine beſtimmte Zeit beſchraͤnkt. 


H. 2. 
Art der Benutzung. 


Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
oder andere Beföoͤrderungsmittel für eigene Rechnung bewirken. Sollte in 
Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln eine noch beffere 
oder wohlfeilere Förderung der Transporte, als auf Eiſenſchienen möglich 
werden, ſo behaͤlt ſich die Geſellſchaft vor, auch das neue Foͤrderungsmittel 
herzuſtellen und die Bahn, demſelben angemeſſen, zu benutzen. 


§. 3. 
Domizil, Gerichtsſtand, Firma. 

Das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt Magde⸗ 
burg, ihr Gerichtsstand das Koͤnigliche Land- und Stadtgericht daſelbſt, ihre 
Firma: „Magdeburg-Wittenbergeſche Eiſenbahngeſellſchaft“. 
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$. 4. 
Fonds der Geſellſchaft. 
Das zur Erreichung des Zweckes der Geſellſchaft erforderliche Grund— 
Kapital iſt auf 
Vier Millionen Fuͤnfhundert Tauſend Thaler Preuß. Kurant 
1 1 es wird durch 22,500 Aktien aufgebracht, von denen jede, auf den 


Inhaber lautend, im Betrage von 200 Rthlr. Preuß. Kurant ausgefertigt wird. 
H. 5. | 
Reſervefonds. « 


Zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung und Vermehrung des In— 
ventariums, ſowohl der Bahn, als der Betriebsmittel, ſowie zur Deckung der 
in außerordentlichen Faͤllen noͤthigen, unvorhergeſehenen groͤßeren Ausgaben 
wird, nach vollſtaͤndiger Eroͤffnung des Betriebes auf der ganzen Bahn, aus 
dem Ertrage des Unternehmens ein 

„Reſervefonds“ 
gebildet. Die ſonach alljährlich zuruͤckzulegende Summe darf nicht weniger als 
ein halb und nicht mehr als zwei Prozent des Anlagekapitals betragen. Jedoch 
findet die Anſammlung des Reſervefonds nur bis dahin Statt, wo er Zwanzig 
Prozent des geſammten Anlagekapitals erreicht hat. 


H. 6. 
Verhaͤltniß zum Staate. 


Das Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate wird im Allgemeinen 
durch das Geſetz uͤber Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. und 
das Geſetz vom 9. November 1843. über die Aktiengeſellſchaften, vorbehaltlich 
der weiteren Modifikationen derſelben durch ſpaͤtere Geſetzgebung, feſtgeſtellt. 
Sie unterwirft aber auch ihr Unternehmen den durch die Geſetzſammlung de 
1843. Seite 373. veroͤffentlichten Bedingungen uͤber die Benutzung der Eiſen— 
bahnen fuͤr militairiſche Zwecke, und verpflichtet ſich ferner: 

1) den Tarif für die Perſonen- und Guͤterbefoͤrderung, ſowie den Bahngeld— 
Tarif, desgleichen jede Aenderung dieſer Tarife; 

2) die Fahrplaͤne Seitens des Königlichen Finanzminiſterii genehmigen und 
noͤthigenfalls abaͤndern zu laſſen; 

3) ruͤckſichtlich des Elbuͤbergangs bei Wittenberge im Inundationsgebiete 
des Elbſtroms, ſich bei Anlage der Strom- und Fluthbruͤcken genau 
nach den Vorſchriften der Koͤniglichen Baubehoͤrden zu achten, und ſich 
auch zur Ausfuͤhrung derjenigen Abaͤnderungen auf ihre Koſten zu ver⸗ 
5 welche ſich ſpaͤter erfahrungsmaͤßig als noͤthig herausſtellen 
moͤchten; 

J) alle diejenigen Bauwerke und Einrichtungen, welche die Militairbehoͤrde, 
ſowohl ruͤckſichtlich der Sicherſtellung der Elbbrücke bei Wittenberge, 
als auch wegen Einfuͤhrung der Bahn in die Rayons und Feſung⸗ 

werke 


= 2 


werke von Magdeburg nothwendig findet, entweder auf ihre Koften aus⸗ 
führen zu laſſen, oder, nach dem Ermeſſen der Militairbehörde, dieſer 
die erforderlichen Geldmittel zur Dispoſition zu ſtellen; f 

5) eine unmittelbare Schienenverbindung ihrer Bahn mit denjenigen Eiſen⸗ 


bahnen herzuſtellen, welche von Magdeburg aus nach Weſten und Suͤden 
hin weiter fuͤhren. 


$. 7. 
Offizielle Blaͤtter der Geſellſchaft. 


f Alle an die Aktionaire, ſowohl vor als nach Aushaͤndigung der Aktien, 
die Inhaber der Dividendenſcheine, oder ſonſtige unbekannte Intereſſenten . 
richtende Einladungen oder Bekanntmachungen in Angelegenheiten der Geſell— 
ſchaft find, ohne Ausnahme, für gehörig publizirt und inſinuirt zu erachten, 
ſobald fie in drei Berliner, eine Magdeburger, eine Leipziger und eine Ham: 
burger Zeitung auch nur zweimal eingeruͤckt ſind. Fuͤr jetzt werden zu Be⸗ 
kanntmachungen der Art die Preußiſche Allgemeine Zeitung, die Spenerſche, 
die Voſſiſche Zeitung in Berlin, die Magdeburger Zeitung, die Leipziger Allge— 
meine Deutſche Zeitung und der Hamburger Korreſpondent beſtimmt. Dem 
Geſellſchaftsausſchuſſe bleibt es vorbehalten, dieſen Zeitungen andere zu fubfti- 
tuiren und dies oͤffentlich bekannt zu machen. Mit der Unkenntniß der darin 
erlaſſenen Bekanntmachungen kann ſich Niemand gegen den Eintritt der ſtatut⸗ 
oder geſetzmaͤßigen Folgen ſchuͤtzen. 


H. 8. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


Streitigkeiten, welche die Angelegenheiten der Geſellſchaft betreffen, es 
ſei zwiſchen der Geſellſchaft und ihren Aktionairen, Vertretern oder Beamten, 
oder unter dieſen Perſonen ſelbſt, dürfen, mit Ausnahme der HH. 14. und 45. 
erwähnten Fälle, nur durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen jeder 
Theil einen erwählt, und welche, bei Meinungsverſchiedenheit, einen Obmann 
ernennen, ſie muͤſſen ſaͤmmtlich in der Provinz Sachſen wohnen. Verzoͤgert 
einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar oder gerichtlich in⸗ 
ſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines Schiedsrichters laͤnger 
als acht Tage, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere beide Schieds- 
richter ernennt. Koͤnnen ſich die Schiedsrichter uͤber die Wahl des Obmanns 
nicht vereinigen, ſo hat ein jeder einen ſolchen zu ernennen und es entſcheidet 
zwiſchen beiden das Loos; gert aber ein Schiedsrichter mit der Ernennung des Ob⸗ 
manns länger als acht Tage auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar 
inſinuirte Aufforderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theils. 

Dieſe ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den 
Parteien abzuſchließenden Kompromiſſes. Aan ABI 

Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausspruch findet, den Fall ber Nichtigkeit 
ausgenommen, kein Rechtsmittel ſtatt. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter 
find die Beſtimmungen des F. 167. Thl. I. Tit. 2. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung maaßgebend. 5 
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Die zur Herbeifuͤhrung der kompromiſſariſchen Entſcheidung Seitens der 
Geſellſchaft erforderlichen Einleitungen und die Ausfuͤhrung des Verfahrens 


ſind dem Syndikus der Geſellſchaft ſelbſtſtaͤndig e 
e 


Die Vollſtreckung der 
Richter vorbehalten. 


Aufl 
Die Aufloͤſung der G 


ſchiedsrichterlichen Urtheile bleibt dem ordentlichen 
u 

oͤſung der Geſellſchaft. 

eſellſchaft kann nur in einer, eigens dazu berufe⸗ 


nen Generalverſammlung, vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, in der 
H. 31. beſtimmten Art beſchloſſen werden. Iſt dies geiehehen ſo wird das 


geſammte Eigenthum der Geſellſchaft in der von derſel 


en Generalverſammlung 


zu beſchließenden Art veräußert, und der Erlös, nach Berichtigung der Schul— 

den, unter Beobachtung der F. 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. vor⸗ 

geſchriebenen Foͤrmlichkeiten, auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmaͤßig vertheilt. 
Zweiter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen. 
A. Rechte und Pflichten der Aktionaire. 


$. 10, 


Erwerb und Aufhoͤren der Theilnahmerechte. 

Das Recht auf die Theilnahme an dem im vorigen Abſchnitt bezeichne— 
ten Unternehmen iſt durch die Vollziehung des Verpflichtungsſcheins gegen das 
zuſammengetretene und vorbereitende Komité, und zwar im Verhaͤltniß der von 
demſelben auf die Anmeldungen zugeſagten Aktien, erworben. Jeder Zeichner 
iſt fuͤr die ihm zugetheilten Aktien Mitglied der Geſellſchaft, dem Statut un— 


terworfen und nimmt an 
ſeines Aktienkapitals, Theil. 


dem Gewinn und Verluſte, nach Verhältniß 


Er ſcheidet aus der Geſellſchaft durch die Veräußerung der Aktien oder 
die Uebertragung der durch die Einzahlung bedingten Rechte, ſoweit dieſe Ueber— 


tragung nach dem Geſellſcha 


ftsſtatut zulaͤſſig iſt. 


Jeder rechtmaͤßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den Zeich— 


nungen und Einzahlungen w 


ird Mitglied der Geſellſchaft. 
§. 11. 


Ausfertigung der Aktien-Quittungsbogen. 
Die Aktien werden nach dem anliegenden Schema ſtempelfrei ausgefer- 


tigt und erft dann ausgegebe 
berichtigt iſt. 5 
Bis ur Ausfertigung 


n, wenn der volle Betrag zur Geſellſchaftskaſſe 


der Aktien werden ſtatt derſelben mit Nummern 


bezeichnete Quittungsbogen ausgegeben, auf denen über die Einzahlungen quit- 


tirt wird. 


Sie 


Pr 


Sie werden auf den Namen des urſpruͤnglichen Aktienzeichners ausge- 
ſtellt, und zwar, fo lange nicht die Freilaſſung von der perſoͤnlichen Verhaf— 
tung erfolgt iſt ($. 13.) in der Art, daß jeder Zeichner für ſaͤmmtliche von ihm 
gezeichnete Aktien bis zum Belaufe von 5000 Rtlhrn. nur einen einzigen Quit— 
tungsbogen erhaͤlt. 


H. 12. 


Einzahlung der Aftienbeträge. 

Die Einzahlungen erfolgen in Raten von 10 Prozent nach den deshalb 
vom Direktorio zu erlaſſenden und mindeſtens vier Wochen vor dem jedesma— 
ligen Zahlungstermine gehörig (confr. $. 7.) bekannt zu machenden Aufforde— 
rungen, innerhalb der darin feſtgeſetzten Friſt, an die Kaſſe oder die beſonders 
namhaft zu machenden Agenten der Geſellſchaft, von denen einer in Berlin 
ſeinen Wohnſitz haben soll. 


H. 13. 


Verpflichtung der urſpruͤnglichen Aktionaire. ' 

Die urſpruͤnglichen Zeichner haften für den vollen Nominalbetrag ihrer 
Aktien, und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Uebertragung ihrer 
Rechte an Andere nicht befreien. Dem Ausſchuſſe der Geſellſchaft iſt jedoch 
vorbehalten, ſobald 40 Prozent gezahlt ſind, auf Antrag des Direktorii die 
Freilaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner zu beſchließen. Bis dahin werden 
— 1 als fuͤr Rechnung des urſpruͤnglichen Aktienzeichners geſche— 
en, erachtet. 


H. 14. 


Folgen der Nichtzahlung. i 

Aktionaire, welche binnen der feſtgeſetzten Friſt die Zahlung der ausge— 
ſchriebenen Raten nicht leiſten, haben eine Konventionalſtrafe von Zehn Prozent 
der im Ruͤckſtande verbliebenen Rate zum Vortheil der Geſellſchaft verwirkt. 
Wenn innerhalb ſechs Wochen, nach einer erneuerten öffentlichen Aufforderung, 
die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Rate und Strafe noch immer nicht erfolgt, ſo 
iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen 
und die durch die Ratenzahlungen, ſowie durch die urſpruͤngliche Zeichnung dem 
Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr erloſchen zu 
erklaͤren. Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt, nach Beſchluß des Direftorii, durch 
Öffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Quittungsbogen, 

welche gleichzeitig fuͤr null und nichtig erklaͤrt werden. 
An der Stelle des annullirten Quittungsbogens wird ein anderer, unter 
einer neuen Nummer ausgefertigt und beſtmoͤglichſt zu Gunſten der Geſellſchafts— 
Kaffe verkauft. Hierdurch wird jedoch, fo lange die perſönliche Verpflichtung 
des Aktionairs dauert (F. 13.) in der Vorſchrift des Geſetzes vom 3. Novem⸗ 
ber 1838. H. 2. Nr. 3. und 4. Geſetzſammlung Seite 505. nichts geändert, 
und iſt das Direktorium daher auch berechtigt, gegen den erſten Aktienzeichner 
die fälligen Raten nebſt Verzugszinſen und die Konventionalftrafe gerichtlich 

einzuziehen. | 
(Nr. 2804.) $. 15, 


* 


§. 15. 
Form der Uebertragungen. 

Jede Uebertragung eines Quittungsbogens muß aus demſelben erſichtlich 
ſein; die Geſellſchaft iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Richtigkeit oder 
Vollſtaͤndigkeit ſolcher Uebertragungen zu pruͤfen. 

$. 16. 
Ausfertigung und Aushaͤndigung der Aktien. 

Nach erfolgter Entlaſſung des urſpruͤnglichen Aktienzeichners aus der 
perſoͤnlichen Verhaftung gegen die Geſellſchaft, iſt jeder Vorzeiger eines die 
früheren Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen ausgeſtellten oder ihm 
zedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. Ihm werden nach 
erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages, gegen Ruͤckgabe der Quit⸗ 
tungsbogen die denſelben entſprechenden Aktien ausgereicht. Die Legitimation 
desjenigen, der die Quittungsbogen zur Empfangnahme der Aktien praͤſentirt, 
zu pruͤfen, iſt das Direktorium zwar befugt, aber nicht verpflichtet. 


8 
Verzinſung der Einzahlungen. 

Saͤmmtliche Einſchuͤſſe der Aktionairs werden waͤhrend der Bauzeit, bis 
zum Schluſſe des Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb geſetzt wird, 
mit Vier Prozent jaͤhrlich verzinſet. Die Zinſen werden aus dem Aktienkapi⸗ 
tal, foweit fie nicht durch den bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betriebe auf: 
kommenden Ertrag gedeckt werden, beſtritten. Die Zinſen der erſten bereits 
geleiſteten Theilzahlung beginnen am 1. November 1845., die der weiteren Ein⸗ 
zahlungen aber vom erſten Tage des auf den Verfalltag zunachſt folgenden 
Monats (F. 12.). 

Die Zinſen der zuerſt eingeſchoſſenen 40 Prozent werden bei der 
naͤchſten Theilzahlung dem Zahlenden als Baarzahlung reſp. an- und abge- 
rechnet; es ſteht jedoch dem Direktorio frei, die Zinsſumme abzurunden. Der 
Betrag der uͤbrigen Zinſen wird bei der letzten in jedem Jahre eingeforderten 
Theilzahlung in Abrechnung gebracht. 


§. 18. 


Durch Zeſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 
der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit uͤbertragen. 


§. 19. 
Dividende. 

Vom 1. Januar des auf die Eroͤffnung der ganzen Bahn folgenden 
Jahres ab, wird der aufkommende Ertrag der Bahn, nach Maaßgabe der 
folgenden Beſtimmungen, als Dividende auf das Aktienkapital vertheilt: 

1) Aus dem aufgekommenen Ertrage werden zunaͤchſt die Verwaltungs, 

Betriebs- und Unterhaltungskoſten entnommen. 

2) Von dem hiernach verbleibenden Ertrage wird jaͤhrlich die auf den An— 
trag 


— | 


trag des Direktor vom Ausſchuſſe der Geſellſchaft feſtzuſetzende, zur 
Bildung des Reſervefonds (F. 5.) zuruͤckzulegende Summe abgeſetzt. 
3) Der nach Abzug dieſer beiden Beträge bleibende Reſt bildet den Rein⸗ 
ale welcher als Dividende an die Aktieninhaber vertheilt, wird. 
er Betrag der jedesmaligen Dividende, Ort und Zeit ihrer Zahlung, 
werden vom Direktorio oͤffentlich bekannt gemacht. 
F. 20. 

f Dividendenſcheine. 

Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Reihe von Jahren auf den 

Inhaber lautende, nach dem beiliegenden Schema ausgefertigte Dividenden— 
8 ſcheine ausgegeben, ihre Anzahl auf die Aktie vermerkt und nach Ablauf des 
letzten Jahres durch neue erſetzt. 
§. 1. 
Verjaͤhrung der Dividendenſcheine. i 

Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren, von dem bekannt ge⸗ 
machten Faͤlligkeitstermine ab gerechnet, nicht zur Erhebung praͤſentirt worden, 
verfallen zum Vortheil eines zur Unterſtuͤtzung huͤlfsbeduͤrftiger Bahnbeamten 
zu bildenden Fonds. 

. 
Amortiſation. 

Angeblich verlorene oder vernichtete, oder ſonſt abhanden gekommene 
Quittungsbogen und Aktien muͤſſen in der für andere Urkunden ähnlicher Art 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form amortiſirt werden. Eine Amortiſation angeb⸗ 
lich verlorener, vernichteter oder ſonſt abhaͤnden gekommener Dividendenſcheine 
findet nicht Statt. 


B. Verfaſſung und Verwaltung der Geſellſchaft. 
F. 23. 
Im Allgemeinen. 
Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen: 
J. 1157 die Geſammtheit der Aktionaire in den Generalverſamm— 
ungen, 
II. durch den Geſellſchaftsausſchuß, 
III. durch das Direktorium, 
IV. durch beſondere Beamte. 

Bis zur Wahl des Direktoriums wird die Geſellſchaft, wie bisher, von 
dem zuſammengetretenen Komité vertreten. Alle von demſelben im Intereſſe 
der Geſellſchaft getroffenen Maaßregeln und eingegangenen Verbindlichkeiten wer⸗ 
den, als dieſelbe verpflichtend, anerkannt. Inſonderheit hat daſſelbe die Be⸗ 
fugniß, alle zur Erlangung der definitiven Konzeſſion erforderlichen Schritte zu 
thun, und iſt ermaͤchtigt, mit rechtsverbindlicher Kraft für alle Mitglieder der 
Geſellſchaft, alle Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Geſellſchaftsvertrages 
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vorzunehmen, welche der Staat etwa noch als Bann der Konzeſſionirung 
fordern möchte; die gleiche Ermächtigung wird zu demſelben Zwecke den zuerſt 
erwaͤhlten Geſellſchaftsbehoͤrden hiermit uͤbertragen. 

Das von dem Komité verwaltete Vermoͤgen wird dem Direktorium nach 
deſſen Zuſammenſetzung uͤbergeben, die von ihm zu legende Rechnung vom Aus— 
ſchuſſe gepruͤft und, nach Befinden der Umſtaͤnde, dechargirt. 


J. Generalverſammlungen. 


$. 24, 
Einladung. 


Die Generalverſammlungen werden regelmaͤßig in der erſten Haͤlfte des 
Junius jeden Jahres vom Ausſchuſſe der Geſellſchaft berufen; außerordentlich, 
ſo oft es von demſelben oder dem Direktorium fuͤr noͤthig erachtet wird. 

Die Einladung erfolgt durch dreimalige Bekanntmachung; die letzte In— 
ſertion muß mindeſtens drei Wochen vor dem Tage der Verſammlung geſche— 
hen ſein. Die Einladung muß eine kurze Auffuͤhrung der zum Vortrage be— 
ſtimmten Gegenſtaͤnde enthalten. 

H. 25. 
Berechtigung zur Theilnahme. 

An den Generalverſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire Theil neh— 
men, welche mindeſtens drei Aktien oder dieſer Anzahl entſprechende Quittungs— 
bogen beſitzen. 

Der Beſitz von 3 bis 9 Aktien giebt nur eine Stimme, von 10 bis 19 
zwei Stimmen und von je 10 Aktien mehr auch eine Stimme mehr. Bei Zaͤh— 
lung der Stimmen werden die eigenen Stimmen des Aktionairs mit denen ſei— 
ner Machtgeber dergeſtalt zuſammengerechnet, daß ein in der Verſammlung an— 
weſender Aktionair fuͤr ſich und als Bevollmaͤchtigter Anderer zuſammen hoͤch— 
ſtens 10 Stimmen erhalt. 

§. 26. 
Legitimation. 

Der Generalverſammlung beizuwohnen und darin die Rechte der Aktio— 
naire auszuuͤben, ſind nur diejenigen berechtigt, welche ſpaͤteſtens drei Tage vor 
der Verſammlung die von ihnen eigenthuͤmlich beſeſſenen Aktien oder vor deren 
Ausfertigung, die auf ihren Namen lautenden oder gehoͤrig zedirten Quittungs⸗ 
bogen in dem Buͤreau der Geſellſchaft oder ſonſt auf eine dem Direktorio ge— 
nuͤgende Weiſe niedergelegt und dadurch die Zahl der Stimmen, 8 welchen ſie 
berechtigt find, nachgewieſen haben. Hieruͤber empfangen fie eine Befcheinigung, 
welche zugleich als Einlaßkarte in die Verſammlung dient. Es ſteht jedoch 
den Aktionairen auch frei, ihre Aktien oder Quittungs 4 5 ſpaͤteſtens drei Tage 
vor der Generalverſammlung nur bei einem von dem Direktorio zu beſtimmen— 
den Beamten, welcher dieſelben nach der Nummer zu verzeichnen hat, anzu= 
melden und vorzuzeigen, die Aktien und Quittungsbogen ſelbſt aber in —— 

eſitz 


SE. (ee 


Beſitz zu behalten. Dieſelben empfangen über die gefchehene Anmeldung eine 
Beſcheinigung, die gleichfalls als Einlaßkarte in die Generalverſammlung dient; 
ſie ſind aber ſchuldig, alsdann, außer der Beſcheinigung, die Aktien oder Quit⸗ 
tungsbogen ſelbſt beim Eintritt in die Verſammlung an einen vom Direktorio 
zu beſtimmenden Beamten, der dieſelben mit den Nummern des bei der An⸗ 
meldung aufgenommenen Verzeichniſſes zu vergleichen hat, vorzuzeigen. Das 
nach den beim Eintritt in die Generalverſammlung vorgezeigten Beſcheinigun⸗ 
en zu fertigende und vom Direktorio zu atteſtirende Verzeichniß liefert den 
Nachweis der Zahl der anweſend geweſenen Aktionaire und der ihnen zugeſtan— 
denen Stimmen. An den naͤchſten Tagen nach dem Schluſſe der Generalver- 
ſammlung konnen die deponirten Aktien oder Quittungsbogen gegen Ruͤckgabe 
der ee ertheilten Beſcheinigungen wieder in Empfang genommen werden. 
Abaͤnderungen der obigen Beſtimmungen zur Erleichterung der Legitima 
tion können von dem Direktorio, unter Zuſtimmung des Ausſchuſſes, beſchloſſen 
werden; es find jedoch ſolche Beſchluͤſſe zugleich mit der Einladung zur Gene— 
ralverſammlung bekannt zu machen. 


5. 
Vertretung. 

Für die nach H. 26. legitimirten, aber am Erſcheinen behinderten Aktio⸗ 
naire koͤnnen deren geſetzliche Vertreter oder auch Bevollmaͤchtigte an den Ver⸗ 
handlungen der Generalverſammlung Theil nehmen. Erſtere, welche ſich nur 
als ſolche durch Vorweiſung ihrer Beſtallung auszuweiſen haben, ſowie Ehe⸗ 
maͤnner, welche fir ihre Ehefrauen, und Prokuratraͤger, welche fuͤr ihre Hand⸗ 
lungshaͤuſer auftreten, beduͤrfen, auch wenn ſie ſelbſt nicht Aktionaire ſind, einer 
beſonderen Vollmacht dazu nicht. Andere Machthaber abweſender Aftionaire 
duͤrfen dagegen nur alsdann zugelaſſen werden, wenn ſie ſelbſt Aktionaire ſind 
und ſich durch eine ſchriftliche, lediglich der Prüfung des Direktorii unterlie⸗ 
gende Vollmacht legitimiren. ; 


§. 28. 
Wirkſamkeit der Beſchluͤſſe. 
Die verfaſſungsmaͤßigen Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen haben, 
wur Rücficht auf die Anzahl der Anweſenden, für alle Aktionaire verbind⸗ 
iche Kraft. 


§. 29. 


Reglementsmaͤßige Gegenſtaͤnde der Berathung der General— 
Verſammlungen. 


Reglementsmaͤßige Gegenſtaͤnde der Berathung und Beſchlußnahme der 
Generalverſammlung ſind: i 
1) der Vortrag des Gefchäftsberichts des Direktorü über die Geſchaͤfte des 
verfloſſenen Jahres; a 
2) die Vorlage und Vertheilung des Rechnungsabſchluſſes über das vor- 
hergehende Verwaltungsjahr; f 
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3) die Entſcheidung über ſolche Rechnungserinnerungen des Ausſchuſſes, 
uͤber welche ſich derſelbe mit dem Direktorio nicht hat einigen koͤnnen; 

4) die Wahl und etwanige Entlaſſung der Ausſchuß mitglieder; 

5) diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalverſammlung vom Aus— 
ſchuſſe, von dem Direktorio oder von einzelnen Aktionairen zur Entſchei— 
dung vorgelegt werden. 

$. 30. 
Nothwendigkeit der Berufung. 
Erforderlich iſt der Beſchluß einer Generalverſammlung 

1) Kr Anlegung von Zweig: und Verbindungsbahnen und eines zweiten 

eleiſes; 

2) fuͤr Vermehrung des Geſellſchaftsfonds durch Emifſion neuer Aktien, 
oder zur Aufnahme von Darlehnen fuͤr Rechnung der Geſellſchaft; 

3) zur Abaͤnderung und Ergänzung des Statuts; 

4) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe fruͤherer Generalverſammlungen; 

5) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

Soll in einer ordentlichen Generalverſammlung uͤber irgend einen der vorſtehend 

bezeichneten Gegenſtaͤnde Beſchluß gefaßt werden, ſo iſt der Gegenſtand der 
Berathung in der Einladung zu dieſer Verſammlung beſonders zu bemerken. 

Zur Rechtsguͤltigkeit der Beſchluͤſſe zu 1. 2. 3. und 5. iſt die Genehmi⸗ 

gung der Staatsregierung erforderlich. 


§. 31. 


Gang der Verhandlung. 

Der Vorſitzende des Ausſchuſſes oder deſſen Stellvertreter leitet die Ge— 
neralverſammlungen, er beſtimmt die wagen der zu verhandelnden Ge: 
genftände und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 
Die Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit der anweſenden Aktio— 
naire gefaßt, bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Davon findet nur eine Ausnahme Statt: 

1) bei der Wahl der Ausſchußmitglieder oder deren Stellvertreter, welche 
durch relative Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire gewaͤhlt 
werden; im Fall einer Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Lehnt 
ein Aktionair oder Stellvertreter die auf ihn gefallene Wahl ab, ſo ruͤckt 
derjenige ein, der nach dem Gewaͤhlten die meiſten Stimmen hat; 

2) bei den Beſchluͤſſen, welche eine Abaͤnderung der Statuten oder Auflö- 
ſung der Geſellſchaft feſtſetzen, indem ein ſolcher Beſchluß nur durch 
eine Majoritaͤt von 3 der anweſenden Stimmen gefaßt werden kann. 


§. 32, 
Antraͤge einzelner Aktionaire. 

Wenn einzelne Aktionaire einen Gegenſtand in der Generalverſammlung 
zum Vortrag bringen wollen ($ 29. Nr. 5.), ſo muͤſſen ſie ihr Vorhaben, 
wenn der Gegenſtand in der naͤchſten Generalverſammlung zur Beſchlußnahme 
kommen foll, ſpaͤteſtens bis zum 1. Mai, unter ausführlicher Angabe der Mo- 

tive, 


Su. 


five, dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes ſchriftlich anzeigen und iſt der Antrag 
zur Beſchlußnahme zu bringen. 

$. 33. 
Mittheilung der Anträge zwiſchen Ausſchuß und Direktorium. 

BES. Ausſchuß und das Direktorium ſind verpflichtet, diejenigen Gegen⸗ 

ſtaͤnde, welche ſie in der Generalverſammlung vorzubringen beabſichtigen, ſich 
ſpaͤteſtens fuͤnf Tage zuvor gegenſeitig mitzutheilen; beſondere Antraͤge einzelner 
Aktionairs (H. 32.) muͤſſen ebenſo mindeſtens fuͤnf Tage vorher durch den 
ene des Ausſchuſſes vollſtaͤndig zur Kenntniß des Direktorü gebracht 
werden. 

$. 34. 

g Protokoll. 

Das uͤber die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird von einer Gerichtsperſon oder einem Notar gefuͤhrt und nach 
erfolgter Vorleſung und Genehmigung in der Generalverſammlung vom Vor⸗ 
ſitzenden des Aus ſchuſſes und drei Aktionairen, welche weder zum Ausſchuſſe, 
noch zum Direktorio, noch zu den Geſellſchaftsbeamten gehören dürfen, voll⸗ 
zogen. Die Auswahl der drei Aktionaire bleibt dem Vorſitzenden des Aus⸗ 
ſchuſſes uͤberlaſſen. 

Das gerichtliche Protokoll oder Notariatsinſtrument, welchem ein vom 
Direktorium zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionaire un 
deren Stimmenzahl beizufügen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft uͤber den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


II. Aus ſchu ß. 
$. 35. 
Zu ſammenſetzung. 
Der Ausſchuß beſteht aus 18 ſtimmfaͤhigen Aktionairen, von denen zehn 
in Magdeburg und acht auswaͤrts wohnen muͤſſen. Um ſich als ſtimmfaͤhigen 
Aktionair nachzuweiſen, hat jedes Mitglied bei Antritt ſeines Amtes 3 Aktien 
und bis zur Ausgabe der Aktiendokumente ihm zugehörige Quittungsbogen zum 
Werthe von 600 Rhlr. bei der Geſellſchaftskaſſe zu deponiren, welche ihm 
nach ſeinem Austritte aus dem Ausſchuſſe zuruͤckgegeben werden. 


§. 36. 


Zur Vertretung der Ausſchußmitglieder in Behinderungsfaͤllen, oder bei 
deren Abgang, werden ſechs Stellvertreter, welche ſaͤmmtlich ihren Wohnſitz 
in Magdeburg haben muſſen, beſimmt. Sie werden aus der Zahl derjenigen 
Aktionaire genommen, welche nächſt den zu wirklichen Ausſchußmitgliedern 
durch Stimmenmehrzahl Berufenen die meiſten Stimmen haben, und treten 
nach der Reihenfolge der Wahl ein, muͤſſen auch dieſelbe Qualifikation haben, 
wie die wirklichen Mitglieder. 
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$. 37. 
Wahlfaͤhigkeit. 

Zu Ausſchußmitgliedern koͤnnen nicht erwaͤhlt werden: 

a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontrakts⸗Verhaͤltniſſen ſtehen; 
Kein Mitglied des Ausſchuſſes reſp. der Direktion darf mit der Ge— 

ſellſchaft Kauf- und Lieferungsvertraͤge ſchließen. 

b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind, oder mit ihren Glaͤubigern 
affordirt haben, fo lange fie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen; 

c) Geſellſchafts-Beamte. 

| $. 38, 
Dauer des Amtes, 

Die von der Generalverfammlung zu beſtimmenden Ausſchußmitglieder 
und deren Stellvertreter werden auf drei Jahre gewaͤhlt. Alljaͤhrlich ſcheidet 
ein Drittheil aus, an deſſen Stelle von der naͤchſtvorhergehenden regelmaͤßigen 
Generalverſammlung neue Mitglieder zu waͤhlen ſind. Der Austritt der Aus— 
ſcheidenden und der Eintritt der neu gewaͤhlten Ausſchußmitglieder findet 14 
Tage nach der Wahl Statt. In den erſten beiden Jahren wird das ausſchei— 
dende Drittheil durch das Loos beſtimmt. Die ausſcheidenden Mitglieder koͤn— 
nen ſofort wieder gewaͤhlt werden. 


eri. 

Jedes von der Geſellſchaft gewaͤhlte Mitglied des Ausſchuſſes iſt berech— 
tigt, ſein Amt nach vorgaͤngiger vierwoͤchentlicher Kuͤndigung niederzulegen. 
Ein 8e Ausſcheiden tritt ein: 

a) bei Aufgabe des Wohnſitzes in Magdeburg für die dort wohnenden, 

b) ſofern während der Amtsdauer eines der F. 37. gedachten Hinderniſſe 
eintritt, 

c) ſobald es die Generalverſammlung verlangt. 


§. 40. 


Vorſitzender. 
Der Ausſchuß waͤhlt alljaͤhrlich einen Vorſitzenden und fuͤr denſelben 
einen Stellvertreter. - 
. 41. 


Allgemeine Befugniſſe. 

Der Ausſchuß erhält durch feine Wahl die Vollmacht, die Geſellſchaft 
nach Maaßgabe des Statuts vollſtaͤndig zu vertreten und, mit Ausnahme 
der den Generalverſammlungen der Aktionaire vorbehaltenen Falle ($$. 29. 30.) 
in allen Angelegenheiten verbindende Beſchluͤſſe fuͤr die Geſellſchaft zu faſſen. 

$. 42. 
Beſondere Befugniſſe. 
Insbeſondere hat der Ausſchuß: 


4) die Direktoren zu wählen und ihre Remuneration zu beſtimmen, auch 
ſie, 


. 


ſie, wie die uͤbrigen Ausſchußmitglieder, nach Befinden aus ihren Stellen 
zu entfernen ($. 39.). 
2 — 5 die Wahlverhandlung des Ausſchuſſes, ſei es, daß dieſelbe 
ie Wa 
a) = Vorſitzenden des Ausſchuſſes und feines Stellvertreters ($. 40.) 
oder 

b) der Direktoren (F. 42. Nr. 1.) ö 
betrifft, iſt ein gerichtliches oder notarielles Protokoll aufzunehmen; 

2) die erforderlichen, vom Direktorio zu entwerfenden Verwaltungs-Etats 
feſtzuſetzen, und 

3) die Wahl des Syndikus, des Ober-Ingenieurs, des Rendanten und des 
eiſten Betriebsbeamten nach vorgaͤngiger Pruͤfung der Qualifikation der⸗ 
feiben zu beſtaͤtigen. 

Ferner iſt die Genehmigung des Ausſchuſſes noͤthig: a 

4) zur Feſtſtellung des Blauplans und zu weſentlichen Abweichungen von 
der genehmigten Bahnlinie und dem Bauplane ſelbſt; 

5) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahngelder und der fuͤr den Transport 
von Perſonen oder Sachen zu entrichtenden Saͤtze; 

6) zu den mit der Poſtverwaltung etwa abzuſchließenden Verträgen; 

7) zu jeder Verwendung, wodurch der Reſervefonds angegriffen oder ver— 
mindert wird. g. 43 


Ein Hauptgeſchaͤft des Ausſchuſſes iſt die Kontrolle der Verwaltung. 
Er kann deshalb jederzeit Einſicht in die Buͤcher, Akten und Korreſpondenzen 
des Direktori verlangen. Auch muß ihm daſſelbe alle drei Monat einen Ge- 
ſchaͤftsbericht erſtatten und außerdem auf Erfordern uͤber jeden Verwaltungs 
Gegenſtand die noͤthige Nachweiſung und Auskunft ertheilen. 


$. 44. 

Der Ausſchuß wird zur beſtaͤndigen Kontrollirung und Reviſion der 
Buͤcher des Direktorü einen beſonderen, angemeſſen remunerirten Reviſor be⸗ 
ſtellen, welcher zugleich die Buͤreaugeſchaͤfte des Ausſchuſſes beſorgen und in 
deſſen Verſammlungen das Protokoll fuͤhren muß, ſoweit daſſelbe nicht gericht⸗ 
lich oder durch einen Notar aufzunehmen iſt. 


$. 45. 

Die Jahresrechnungen des Direftorii werden vom Ausſchuſſe gepruͤft, 
monirt und nach Erledigung der Einwendungen dechargirt. Entſtehen dabei 
Differenzen zwiſchen dem Ausſchuſſe und dem Direktorio, ſo ſind dieſelben zu⸗ 
vörderft der naͤchſten Generalverſammlung der Aktionaire zur Beſchlußnahme 
vorzulegen. Regreßanſpruͤche an die Mitglieder des Direktorii koͤnnen jedoch 
nur im gewoͤhnlichen Rechtswege geltend gemacht werden. 


$. 46. 


Verſammlungen. . f 
Der Ausſchuß verſammelt ſich, ſo oft er vom Vorſitzenden oder in Be— 
(Nr. 2804.) in⸗ 
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hinderungsfaͤllen von deſſen Stellvertreter einberufen wird. Dies muß allemal 
geſchehen, wenn mindeſtens drei Ausſchußmitglieder darauf antragen. 


§. 47. 
Einladung. 


Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ladet die Ausſchußmitglicder 
ſchriftlich zu den Verſammlungen ein und bezeichnet dabei die zur Beratlung 
beſtimmten wichtigeren Gegenſtaͤnde. Wer zu erſcheinen behindert iſt, muf den 
Vorſitzenden davon benachrichtigen, welcher die Einberufung eines Stellyertre= 
ters zu veranlaſſen hat. 


§. 48. 
Erforderniſſe der Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe. 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes ſind nur dann guͤltig, wenn mindeſtens 
zehn ſtimmberechtigte Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreters, anweſend waren. 

Die Stellvertreter haben das Recht, den Verſammlungen des Ausſchuſ— 
ſes beizuwohnen, eine entſcheidende Stimme aber nur dann, wenn ſie fuͤr ein 
Mitglied des Ausſchuſſes eintreten. 


H. 49. 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes werden durch abſolute Stimmenmehrheit 
der Anweſenden gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 


§. 50. 


Auch zu den dem Ausſchuſſe obliegenden Wahlen iſt abſolute Stim⸗ 
menmehrheit erforderlich. Ergiebt ſich dieſelbe nicht ſogleich bei der erſten Ab— 
ſtimmung, ſo ſind diejenigen beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen 
haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wenn bei der erſten Abſtimmung 
die meiſten Stimmen auf mehr als zwei Perſonen gefallen ſind, ſo kommen 
dieſelben alle auf die 1 Wahl. Bei jeder engeren Wahl hat, wenn nicht 
eine ungerade Zahl von usſchußmitgliedern anweſend iſt, der Vorſitzende zwei 
Stimmen abzugeben. 

Bei allen dem Ausſchuſſe obliegenden Wahlen, ſowie bei Beſchlußnahme 
uber die Entfernung von Ausſchußmitgliedern reſp. Direktoren (F. 37. und 
F. 55.) tritt geheime Abſtimmung ein. Im Uebrigen hängt das bei den Ab- 
ſtimmungen des Ausſchuſſes zu beobachtende Verfahren von dem Ermeſſen des 
Vorſitzenden ab. 


§. 51. 
Protokoll. 


Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes wird jedesmal 
ſofort in der Verſammlung oder unmittelbar nach Beendigung derſelben, ein 
Protokoll aufgenommen, vor Entlaſſung der Ausſchußmitglieder verleſen und 

von 


8 
von dem Vorſitzenden und mindeſtens drei anderen Ausſchußmitgliedern unter⸗ 


ſchrieben. 
III. Direktorium. 


$. 52. 


Zuſammenſetz ung. f 
Das Direktorium beſteht waͤhrend der Bauzeit, ausſchließlich des Syn⸗ 
dikus und Ober-Ingenieurs, aus fuͤnf Mitgliedern, welche in Magdeburg 
wohnhaft ſein muͤſſen. Nach Beendigung des Baues wird ein mit Einſchluß 
des Syndikus und des Technikers aus vier Mitgliedern, welche ebenfalls in 
Magdeburg wohnen muͤſfen, beſtehendes Direktorium gewaͤhlt. 


§. 53. 


Amtsdauer. 

Die Direktoren werden vom Ausſchuſſe auf drei Jahre gewaͤhlt. Von 
den fuͤr die Bauzeit Gewaͤhlten ſcheiden jedoch zwei nach Ablauf eines Jahres 
und zwei andere nach Ablauf zweier Jahre aus, von den nach der Bauzeit 
das erſte Mal Gewaͤhlten ſcheidet jedoch nach Ablauf eines Jahres Einer und 
nach Ablauf zweier Jahre ein Anderer aus. Die Reihefolge dieſes Ausichei- 
dens wird durch das Loos beſtimmt. Jeder Ausſcheidende kann ſofort wieder 
gewaͤhlt werden. 

$. 54. 


Qualifikation. 
Zu Direktoren koͤnnen nicht gewaͤhlt werden: 
a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen, 
b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben, ſo lange ſie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachgewieſen aka auch koͤnnen, 
c) Theilnehmer einer und derſelben Handlung nicht zu gleicher Zeit Mit⸗ 
glieder des Direktorüi ſein. i 


$. 55. 
i Austritt. 

Jeder erwaͤhlte Direktor iſt berechtigt, ſein Amt nach vorheriger vier⸗ 
wöchentlicher ſchriftlicher Kuͤndigung niederzulegen. Ein gezwungenes Ausſchei⸗ 
den tritt ein: 

a) bei Aufgabe des Wohnorts in Magdeburg, N N 
b) ſofern während der Amtsdauer eines der F. 54. gedachten Hinderniſſe 


eintritt, 
c) ſobald es der Ausſchuß verlangt. 
$. 56. 


Kautionsleiſtung. 6 
Jedes Direktionsmitglied muß bei Antritt ſeines Amtes Fünf Aktien 
und, bis zur Ausgabe der Aktiendokumente, ihm zugehörige Quittungsbogen 
(Nr. 2801.) zum 
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zum Belaufe von 1000 Rthlr. bei der Geſellſchaftskaſſe deponiren, welche ihm 
nach feinem Austritte aus dem Direktorio zurückgegeben werden. 


$. 57. 


Vorſitzender. 
Der Ausſchuß waͤhlt alljaͤhrlich einen Vorſitzenden und fuͤr denſelben 
einen Stellvertreter. Die Mitglieder des Direktorii ſind alljaͤhrlich oͤffentlich 
namhaft zu machen. 


H. 58. 


Befugniſſe und Verpflichtungen. 

Das Direktorium iſt die ausfuͤhrende Behoͤrde der Geſellſchaft. Es iſt 
als ſolche berufen, alle Angelegenheiten der Geſellſchaft nach Maaßgabe des 
Statuts zu verwalten. Insbeſondere hat es die derſelben gehoͤrigen Gelder 
einzunehmen, aufzubewahren und daruͤber zum Beſten der Geſellſchaft zu ver- 
fuͤgen. Muͤßige Kaſſenbeſtaͤnde kann es auch durch Ausleihen gegen hinrei⸗ 
chende Pfandſicherheit, durch Ankauf von eigenen Bahnaktien, ſobald dieſelben 
ausgegeben find (F. 16.) oder bei der Bank zinsbar belegen. 

Der Ausſchuß entwirft ein Reglement und kontrollirt deſſen Befolgung, 

wonach das Direktorium bei zinsbarer Belegung der Kaſſenbeſtände zu ver⸗ 
ahren hat. 
85 Es hat ferner die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes erforderlichen 
Grundſtuͤcke im Namen der Geſellſchaft zu erwerben und fuͤr die Erbauung 
der Eiſenbahn nach dem vom Ausſchuſſe genehmigten Plane, ſowie für die Er- 
richtung, Anſchaffung und Unterhaltung aller dazu noͤthigen Gebäude, Uten— 
ſilien und Werkſtaͤtten, ingleichen für den Transportbetrieb auf der Bahn, zu 
ſorgen. . 39 


Spezialvollmacht. 

Nach außen wird die Geſellſchaft durch das Direktorium vertreten. Es 
hat daher alle Verhandlungen mit Behoͤrden zu beſorgen und iſt befugt, im 
Namen der Geſellſchaft Vertraͤge jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche mit 
dritten Perſonen, abzuſchließen, Rechte der Geſellſchaft zu zediren, darauf Ver⸗ 
zicht zu leiſten, Quittungen oder Loͤſchungskonſenſe zu ertheilen, Prozeſſe zu 
fuͤhren, die Entſcheidung von Streitigkeiten ſchieds richterlichen Ausſpruͤchen zu 
unterwerfen, Eide zu erlaſſen, fuͤr geſchworen anzunehmen oder Namens der 
Geſellſchaft zu leiſten und die Ausuͤbung dieſer Befugniſſe anderen Perſonen 
zu uͤbertragen. f 

Alles, was das Direktorium auf eine an ſich rechtsguͤltige Weiſe mit 
Ha Perfonen Namens der Geſellſchaft verhandelt, iſt fuͤr dieſelbe ver— 

indlich. 

Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm ſtatutenmaͤßig 
zuſtehenden Befugniſſe handele, iſt daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤr⸗ 
den zu fuͤhren niemals verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Handlungen 
die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt, ſo daß es nicht darauf ankommt, 
welche Beſchraͤnkungen ihm durch das Statut oder ſonſt geſtellt ſein 8 

Seine 
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Seine Legitimation vor Gericht und anderen Behörden führt das Direk— 
torium durch ein auf Grund der gerichtlichen oder notariell beglaubigten Wahl⸗ 
verhandlungen der Generalverſammlungen und des Ausſchuſſes ($. 34. und 
H. 42.) auszufertigendes Atteſt eines Gerichts oder Notars. 


H. 60. 

Auch in den in den $$. 58. und 59. nicht ausdruͤcklich erwähnten Faͤl— 
len iſt das Direktorium berechtigt und verpflichtet, alle Maaßregeln, die, ſeiner 
gewiſſenhaften Ueberzeugung zufolge, zur Erreichung der Geſellſchaftszwecke, 
namentlich zur moͤglichſt vortheilhaften Erbauung, Einrichtung und Benutzung 
der Eiſenbahn nothwendig und foͤrderlich ſind, zu beſchließen und auszufuͤhren. 


H. 61. 


Beſchraͤnkung. 

In allen dieſen Angelegenheiten handelt es der Regel nach frei und 
ſelbſtſtaͤndig und hat lediglich feiner beften Ueberzeugung zu folgen. Nur in 
Faͤllen, in denen die Entſcheidung, nach ausdruͤcklicher Beſtimmung des Sta— 
tuts, der Generalverſammlung oder dem Ausſchuſſe vorbehalten iſt, muß das 
Direktorium die Beſchlußnahme derſelben einholen. 


$. 62. 


. Innere Einrichtung. 

Die Konferenzen des Direktorii, denen auch der Syndikus mit einer be= 
rathenden Stimme beizuwohnen hat, werden von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter geleitet. In Behinderungsfaͤllen wird dieſe Funktion von dem 
Vorſitzenden interimiſtiſch einem anderen Direktor uͤbertragen. 


$. 63. 
Beſchlußfaͤhigkeit. 

Das Direktorium kann nur dann gültige Beſchluͤſſe faſſen, wenn min⸗ 
deſtens drei Mitglieder anweſend find. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 

H. 64. 
Befugniſſe des Vorſitzenden. 

Der Vorſitzende iſt befugt, Beſchluͤſſe des Direktorii, die er nicht für 
zweckmaͤßig hält, auf feine Verantwortung zu ſuspendiren. Er muß jedoch 
alle ſolche Faͤlle unverzuͤglich dem Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorlegen. 

H. 65. 

Der Vorſitzende iſt befugt, diejenigen Sachen, die, nach ſeinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen, zweifellos find und deshalb eines kollegialiſchen Beſchluſſes 
nicht beduͤrfen, allein und ohne Zuziehung der uͤbrigen Direktoren zu erledigen, 
oder durch die Geſellſchaftsbeamten erledigen zu laſſen. Daſſelbe gilt von allen 

Jahrgang 1847. (Nr. 2804.) 16 Sachen, 


— 102 — 


Sachen, die ohne Nachtheil fuͤr die Verwaltung nicht bis zu einer Zuſammen— 
kunft des Direktorii aufgeſchoben werden dürfen. 

In Faͤllen der letzteren Art iſt jedoch das Direktorium nachtraͤglich von 
der getroffenen Verfuͤgung in Kenntniß zu ſetzen, und kann es dieſelbe dann 
abaͤndern. 8066 


orm der Erlaſſe und Ausfertigungen. 
Alle Erlaſſe und Ausfertigungen des Direktorii werden von dem Vor— 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 


§. 67. 


Verantwortlichkeit. 

Die Direktoren ſind der Geſellſchaft nur fuͤr ſolche Beſchluͤſſe und Hand— 
lungen, welche dem Statut zuwiderlaufen, ſowie für boͤſen Willen oder grobe 
Nachlaͤſſigkeit verantwortlich. In einem ſolchen Falle haften alle Direktoren, 
die an dem Beſchluſſe oder der Handlung Theil genommen und nicht ihren 
Widerſpruch erklaͤrt haben, ſolidariſch. Fuͤr eigenmaͤchtige Handlungen eines 
einzelnen Direktors haftet dieſer allein. 


$. 68. 


Remuneration der Direktoren. 
Den Mitgliedern des Direktorii wird für ihre Muͤhwaltung eine ange— 
meſſene jaͤhrliche Verguͤtung vom Ausſchuſſe ausgeſetzt. 
IV. Beamte der Geſellſchaft. 
$. 69. 
Anſtellung derſelben. 
Die Beamten der Geſellſchaft werden mit den aus $. 70. ſich ergeben- 
den Maaßgaben vom Direktorio, unter den von demſelben feſtzuſetzenden Be— 
dingungen angeſtellt und entlaſſen, jedoch iſt zu Anſtellungen auf Lebenszeit 


und zu kontraktlichen Zuſicherungen von Austrittsentſchaͤdigungen die Genehmi⸗ 
gung des Ausſchuſſes unbedingt erforderlich. 


$. 70. 


Zu der Wahl 
a) des Ober-Ingenieurs, welcher die techniſche Leitung des Baues und die 
techniſche Aufſicht uͤber die Bahn und den Betrieb auf derſelben und 
en, Technikers, welcher den Bau der Brücke bei Wittenberge zu 
leiten hat, 
b) des erſten Adminiſtrativbeamten (Bevollmaͤchtigten), 
c) des Rendanten, der die Kaſſen-, Buch- und Rechnungsfuͤhrung zu be— 
ſorgen hat. 
d) des Syndikus, | 
muß das Direktorium die Beftätigung des Ausſchuſſes einholen, in fofern nicht 
die Beſtimmung im $. 52. überhaupt ein anderes Verfahren erforderlich 2555 
571. 
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Bl. 
Syndikus der Geſellſchaft. 

Der Syndikus iſt der beſtaͤndige Rechtskonſulent der Geſellſchaft und in 

Prozeſſen und ſchiedsrichterlichen Verhandlungen, ſofern er ſonſt zum Betriebe 
der juriſtiſchen Praxis berechtigt iſt, der Generalbevollmaͤchtigte des Direktorii 
mit allen geſetzlichen Befugniſſen eines Mandatars, mit dem Rechte, Definitiv- 
Entſcheidungen in Empfang zu nehmen und Subſtitute zu beſtellen. Seine 
Beſtallung, die er vom Direktorio und ſpaͤter vom Ausſchuſſe erhaͤlt, iſt ſeine 
Vollmacht. 
Derſelbe iſt befugt, in Behinderungsfaͤllen, mit Genehmigung des Direk— 
forii, einen Stellvertreter zu ernennen; die Legitimation des Letztern wird durch 
eine vom Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung des Direktorii verſehene 
Subſtitutionsvollmacht gefuͤhrt. 

Bei e Angelegenheiten iſt der Syndikus jedoch ſelbſtſtaͤndig 
Dritte, ſowohl zum Betriebe des Prozeſſes ſelbſt, als zu jeder einzelnen pro⸗ 
zeffualifchen Handlung zu ſubſtituiren befugt. 

Er wird der Regel nach aus den in Magdeburg wohnenden zur juriſti⸗ 
ſchen Praxis Befaͤhigten gewaͤhlt, doch ſteht es dem Direktorio frei, waͤhrend 
der Bauzeit und bis zur vollſtaͤndigen Eröffnung der Bahn, ausnahmsweiſe 
einen zum hoͤhern Richteramte qualifizirten Juriſten dazu zu waͤhlen. 

Seine Remuneration und die ſonſtigen Bedingungen ſeiner Anſtellung 
werden durch den vom Direktorio mit ihm zu errichtenden Vertrag beſtimmt. 


Schema der Aktien. 


2822 3 
8 5 i 
8 8 der 2 
& 8583 Magdeburg - Wittenbergefhen Eiſenbahngeſellſchaft. 
238 8 5 5 
S8 uͤber Zweihundert Thaler. 
Bas» — 
5 82 Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Hoͤhe des obigen 
383 Betrages in Gemaͤßheit des von Sr. Majeftät dem Könige 
3 S2 am ren. landesherrlich beftätigten Statuts ver⸗ 
5 32 haͤltnißmaͤßig Theil an dem geſammten Eigenthum, Gewinn 
2 8 und Verluſt der Geſellſchaft. 
8.58 Se Magdeburg, den en 184. 
S8 3 8 Direktorium der Magdeburg⸗Wittenbergeſchen 
5? Se. Eiſenbahngeſellſchaft. 
EEE (Stempel.) (Unterfehrift zweier Mitglieder.) 
Eingetragen im Regiſter Fol. 
(Nc. 2804.) | Schema 
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Vortheile eines 
an 

haͤnden 
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Schema der Dividendenſcheine. 


Aktie 
Dividendenſchein q Jahr 18. 


Inhaber dieſes Scheins empfaͤngt gegen de en 
Ruͤckgabe aus der Kaſſe der Magdeburg Witenbenge⸗ 
ſchen Eiſenbahngeſellſchaft diejenige Dividende, welche 
für das Jahr 18 .. auf die Aktie ne 
fallen und deren Betrag nebſt der Verfallzeit von 
dem Direktorium bekannt gemacht werden wird. 

Magdeburg, den ten 18. 


Direktorium der Magdebur ⸗Wittenbergeſchen 
0 Eiſenbahngeſellſchaft 
(Stempel.) (Unterſchrift eines Mitgliedes.) 
Eingetragen im Regiſter . EEE 


